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INSERAT

Techno, Electro, Drum and Bass und so
weiter tanzen in Basel düsteren Zeiten
entgegen. Die Regelungen des Amts für
Umwelt und Energie (AUE), welche die
Lärmmessung bei Musiklokalen betref-
fen, wirbeln in der Basler Kulturszene
zünftig Staub auf. Der Verein «Kultur-
stadt Jetzt!» wehrt sich in einer Medien-
mitteilung gegen die gestern von der bz
publik gemachten Messverfahren, die
insbesondere die tiefen Frequenzen
stärker kontrollieren sollen.

«Diese neuen Regelungen haben
massive Auswirkungen. Wir gehen da-
von aus, dass diese Regelungen einem
Aufführungs-Verbot gewisser Musikstil-
richtungen gleichkommen», sagt SP-
Grossrätin Kirstin Wenk, die auch eine
Interpellation zu diesem Thema einge-
reicht hat. Dass die Regelungen nicht
neu seien, sondern bereits ein Jahr alt,
ändere daran wenig. Denn die Club-
betreiber würden erst dann davon er-
fahren, wenn sie ihre Bewilligungen er-

werben oder erneuern müssten. Man
könne kaum erwarten, dass jeder Club-
besitzer täglich auf der Internetseite
des AUE nachschauen gehe, ob es denn
zufällig wieder eine neue Regelung gä-
be.

Probleme für Drum and Bass
Fakt sei, gewisse Musikstilrichtungen

beruhten speziell stark auf den Bässen.
Ausserdem seien die Musikanlagen der
Clubs in den letzten Jahrzehnten im-
mer besser geworden. Aber der nun ge-
wählte Wert für die Bässe sei willkür-
lich und zudem viel zu streng, so der
Verein «Kulturstadt Jetzt!» weiter.

«Was auch sehr störend ist, ist die
Aussage von Matthias Nabholz, dass
der «Lärm» der Musik mit einer Säge
gleichzusetzen sei. Das sind zwei ver-
schiedene Dinge, die es auch zu unter-
scheiden gilt», kritisiert Wenk den Lei-
ter des AUE. Vor allem aber sei die Vor-
gehensweise nicht in Ordnung: «Wenn
ich einen Club habe und nie Probleme
hatte, finde ich es schwierig, wenn man

nun die Spielregeln ändert. Ohne dass
vorab informiert, geschweige denn das
Gespräch gesucht wurde.»

Eingriff in die Freiheitsrechte
Die Regeln des AUE gelten für alle

Messungen. Sie verunsichern neben
den Clubbetreibern vor allem auch die
Festivalveranstalter bei «Kulturstadt
Jetzt!». In ihrer Interpellation zieht
Wenk eine Parallele zum Kulturfloss im
Rhein. Dort hatte das Bundesgericht
entschieden, dass die Lärmschutzmass-
nahmen zugunsten der Anwohner
nicht dazu führen dürften, dass ein
Konzert seinen eigentlichen Zweck
nicht mehr erfüllen könne. Genau das
sei aber der Fall, wenn bei elektroni-
scher Musik der Bass so weit zurückge-
dreht werden müsse, dass die Musik
verfälscht werde. Deshalb fragt Wenk
in ihrer Interpellation an: «Wie recht-
fertigt der Regierungsrat diese Ein-
schränkung der Programmierung im
Zusammenhang mit der künstlerischen
Freiheit?»

Unabhängig von den neuen Richtli-
nien für Messingenieure ist die Basler
Clubszene derzeit in einer Phase des
Wandels, weil mit dem Nordstern und
dem Hinterhof gleich zwei Zwischen-
nutzungen zu Ende gehen. Das hat zu
politischen Diskussionen geführt, von
einem «Clubsterben» ist die Rede. Kirs-
tin Wenk stört sich nun daran, dass die
Regierung vor kurzer Zeit in einer Ant-
wort auf einen Vorstoss dazu noch ge-
schrieben hatte: «Der Regierungsrat
vertritt grundsätzlich die Haltung, dass
keine unnötigen Regelungen angewen-
det werden sollen.» Er hatte zudem zu-
gesichert, die bereits geltenden Rege-
lungen zu prüfen.

Nun werde nahezu zeitgleich eine
neue, noch strengere Regelung verfügt,
die an der Realität vorbeiziele und de-
ren Rechtsgrundlage sich ihr nicht er-
schliesse. Auch sei ihr unverständlich,
dass man Musik als reinen Störlärm be-
trachte: «Man kann Musik nicht einfach
als Lärm irgendwo zwischen Flugzeug-
start und Schiessstand einstufen.»

Politiker wollen mehr Bass
VON NICOLAS DRECHSLER

Regelung Die neuen Richtlinien für Lärm seien ein Aufführungsverbot für Elektro-Musik

Club- und Festivalbetreiber befürchten Probleme für einige Musikrichtungen. Auch das Open Air Basel könnte von den neuen amtlichen Regelungen betroffen sein. ZVG

Schon bald entscheidet das Stimmvolk
über eine Revision des Radio- und Fern-
sehgesetzes (RTVG). Lokalstationen wie Te-
lebasel und Radio Basilisk setzen sich nun
für die Annahme des Referendums ein.
Noch ist aber nicht gesagt, dass damit
mehr Geld aus dem Gebühren-Topf den
Privaten zufallen würde – vorderhand steht
nur zur Debatte, ob die Billag tiefer, dafür
für alle Haushalte obligatorisch wird. Eine
Klausel ermöglicht es aber, dass aus den
bislang 54 Millionen dereinst 81 werden
könnten, die den Privaten zugesprochen
würden, während die SRG weiterhin den
Löwenanteil mit über einer Milliarde
Schweizer Franken bezöge. «Die Abstim-
mung ist für uns dennoch sehr wichtig»

sagt Roger Thiriet, Verwaltungsratspräsi-
dent von Telebasel. «Die bislang unverwen-
deten überflüssigen Gelder könnten für die
Ausbildung der Mitarbeiter von privaten
Fernsehstationen verwendet werden.» Zu-
dem würde auch der Erhalt der Konzessi-
on erleichtert, sofern kein anderer Konkur-
rent in der Region besteht. Ein überaus
aufwendiges Verfahren, wie Thiriet sagt.

Geschäftsführer Dominik Prétôt sieht
noch einen weiteren Vorteil: «Dank dieser
Umstrukturierung könnte Telebasel end-
lich die Untertitelung bestimmter Sendun-
gen für Gehörlose einführen.» Dieses
schon lange geplante Vorhaben sei sehr
kostspielig, böte aber gemäss Prétôt meh-
rere Vorteile: «Unter anderem könnten wir
so auch Zuschauer erreichen, die Mühe
mit dem Verstehen der Mundart haben.»
Telebasel erhält bislang jährlich 2,5 Millio-
nen aus dem Gebührentopf.

100 000 Franken einsparen
Anders sieht die Lage für Radio Basilisk

aus. Hier werden keine Gebühren ausge-
schüttet. Dennoch hätte ein Ja an der Urne
auch hier finanzielle Konsequenzen. «Wir
werden bislang bei den Zustellungskosten

für DAB+ zu 30 Prozent unterstützt. Mit
dem neuen Gesetz wären dies neu 80 Pro-
zent», sagt Verwaltungsratspräsident Mat-
thias Hagemann. Die Zustellung über den
digitalen Kanal erledigt die Firma Swiss
Media Cast. Die jährlichen Einsparungen
dürften sich damit auf rund 100 000 Fran-
ken belaufen. Hagemann hält aber zur ak-
tuellen Kampagne des Lokalradios fest: «Es
geht dabei nicht um ein Gejammer um
mehr Geld, sondern darum, die Konkur-
renz für die privaten Stationen durch die
SRG zurückzubinden: Regionaler Service
public soll unsere Domäne bleiben.» Dazu
gehöre auch, dass Sendungen wie das «Re-
gionaljournal» Grenzen bezüglich der Sen-
dungsdauer gesetzt werden.

Podiumsdiskussion Am Montag, 18. Mai,

um 20 Uhr findet im Auditorium Markthalle in

Basel eine Podiumsdiskussion zum RTVG

statt. Teilnehmen werden Ständerat Claude

Janiak (SP), Jürg Bachmann (Präsident Ver-

band Schweizer Privatradios), Grossrat Joël

Thüring (SVP) und Marcel Schweizer (Präsi-

dent Gewerbeverband Basel-Stadt. Modera-

tion: Matthias Zehnder, Chefredaktor bz

Basel.

RTVG Am 14. Juni wird über das
neue Radio- und TV-Gesetz ab-
gestimmt. Von den Konsequen-
zen betroffen sind auch lokale
Stationen wie Telebasel oder
Radio Basilisk.

Bald Untertitel für Gehörlose auf Telebasel?

VON BENJAMIN ROSCH

«Regionaler Service
public soll unsere
Domäne bleiben.»
Matthias Hagemann
VR-Präsident Radio Basilisk

«Ich will für die Regierungsratswahlen
eine Allianz auch mit der SVP – das un-
terschreibe ich schon jetzt!» Diese kla-
ren Worte stammen von Patricia von
Falkenstein, der Präsidentin der Basler
LDP. Gesagt hat sie dies an der Partei-
versammlung vom vergangenen Mon-
tag. Von Falkenstein kritisiert bei glei-
cher Gelegenheit die Politik der CVP,
die sich nicht an der Allianz der bürger-
lichen Parteien beteiligen will. Das gelte
auch für die Regierungsratswahlen
2016, sagt von Falkenstein weiter. Die
LDP schreibt in einer Mitteilung, dass
der LDP-Vorstand für die Regierungs-
ratswahlen ganz klar einen Einbezug
der SVP wolle und das heute schon er-
kennbare Lavieren der CVP auch in die-
ser Frage in keiner Weise goutiere.

Eine Listenverbindung mit der SVP
ist für die LDP allerdings für die Natio-
nalratswahlen vom 18. Oktober eben-
falls vom Tisch, da ein Bündnis aus
LDP, FDP und SVP schon rein rechne-
risch keinen Sinn mache, wenn die CVP
nicht mitziehe. Die Christdemokraten
treten wie bei den vergangenen Natio-
nalratswahlen in einem Bündnis mit
EVP, BDP und Grünliberalen an. Diese
Verbindung hatte beim letzten Mal der
CVP zu einem Nationalratsmandat ver-
holfen. Ohne Gegenstimmen beschlos-
sen die LDP-Mitglieder letztlich, mit
der FDP eine Listenverbindung einzu-
gehen. (DRE) 

LDP kritisiert CVP

Unfrieden im Haus
der Bürgerlichen

HELVETIA CAMPUS

Regierung verabschiedet
Bebauungsplan

Die Helvetia Versicherung plant eine

Verdichtung ihres Areals an der St. Al-

ban-Anlage. Zum bisherigen Hoch-

haus soll sich ein zweites gesellen.

Entworfen haben das elfstöckige Bü-

rogebäude die Basler Architekten

Herzog und de Meuron. «Das Be-

kenntnis der Helvetia zum Standort

Basel ermöglicht sowohl die Schaf-

fung von 400 neuen Büroarbeitsplät-

zen als auch von zusätzlichem Wohn-

raum und neue öffentliche Nutzun-

gen», teilt der Regierungsrat mit. Die

dazu notwendigen nutzungsplaneri-

schen Massnahmen – Zonenände-

rung und Bebauungsplan – hat er

gestern verabschiedet. Das Geschäft

geht nun an den Grossen Rat. (BZ)

U-HAFT

Pädophiler trieb sein
Unwesen in Basler Kinos

In den Basler Kinos trieb sich gemäss

«20 Minuten» in den letzten Wochen

ein Mann herum, der Kinder ansprach,

sich neben sie setzte - und be-

grapschte. «An jeder Kinokasse hing

eine Fotografie des Mannes», schreibt

die Zeitung. Eine Mitarbeiterin im Kino

Plaza habe gar beobachtet, wie der

Mann zusammen mit Kindern die

Toilette verliess. Zusammen mit dem

Betriebsleiter benachrichtigte sie

rechtzeitig die Polizei. Nun sitzt der

Gesuchte in Untersuchungshaft. Der

mutmassliche Pädophile wird auf etwa

40 Jahre geschätzt; er soll in mehreren

Kinos Kinder zwischen 9 und 12 Jah-

ren sexuell belästigt haben. Peter Gill

von der Basler Staatsanwaltschaft be-

stätigte der Zeitung gestern: «Der

Mann wird der sexuellen Belästigung,

der sexuellen Handlung mit Minder-

jährigen und des Exhibitionismus ver-

dächtigt.» (BZ)
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